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STAND
Regula Rytz und Aline Trede 
� Grün – offen – solidarisch–
konsequent

MITTEL
Stéphanie Penher
� Wir empfehlen ein JA zum
Partizipationsreglement

BERN
Leena Schmitter
� Ja, aber... zu den Kultur-
leistungsverträgen

Die Nationalrätinnen 
Aline Trede und Regula Rytz 
an der nationalen Frauen-
demonstration vom 7. März 2015
– sie setzen sich ein für Lohn-
gleichheit und gegen die Kürzung
des Rentenalters.

Sammeln gegen den Abbau 
bei: praemienverbilligungen.be

grün



Am 14. Juni 2015 stimmt die Stadt Bern über das Pro-
jekt «Dr nöi Breitsch» ab. Im Abstimmungskampf wer-
den von den Gegnern vorab die Kosten kritisiert. Der
weitaus grösste Teil des Geldes geht allerdings in drin-
gende Erneuerungen der Infrastruktur – für den Rest
erhält die Bevölkerung mehr Platz für sich.

Was für die Länggasse die Mittelstrasse ist, wird im
Breitsch mit der Umgestaltung und Verkehrsberuhi-
gung zwischen Viktoriaplatz und Rodtmattstrasse
entstehen: eine Flanierachse für das ganze Quartier
mit einem neugestalteten Breitenrainplatz als Herz-
stück. 

Die Gesamtkosten für das Projekt betragen rund
94 Mio. Franken. Davon bezahlt die Stadt Bern 56
Mio., der Kanton für neue Tramgeleise rund 29 Mio.
und das EWB für neue Gas- und Wasserleitungen 8
Mio. Von den 56 Mio. Franken, über die wir am 14. Juni
abstimmen, werden rund 32 Mio. für die Sanierung
der Kanalisation verwendet. Die 24 Mio. für die Sanie-
rung der Strassen und Plätze bringen der Bevölke-

rung einen grossen Mehrwert: Tempo 30 entlang dem
Nüni-Tram vom Viktoriaplatz bis fast zum Guisan-
platz – dazu Fussgängerstreifen, wo es für die Sicher-
heit der Schulkinder wichtig ist (z. B. beim Spital-
acker) und ein neu gestalteter Breitschplatz mit
mehr Fläche für die FussgängerInnen und vielen 
Bäumen. 

Dank der Autoverkehrsperre zwischen Breitsch-
platz und Breitenrainstrasse entsteht eine zusam-
menhängende Platzfläche von Migros zum Barbière
und Breitenrainstrasse/Coop. Auf dem Viktoriaplatz
wird es einen Kreisel geben, behindertengerechte
Tram- und Bushaltestellen sowie mehr Platz für
Velos, wenn möglich mit neuen Velostreifen. Eine
spürbare und wichtige Aufwertung dieser «Haupt-
schlagader» im Breitsch also.

Hannes Meuli, GB-Mitglied und 
Präsident VCS Regionalgruppe Bern

Aline Trede und Regula Rytz, die GB-Nationalrätinnen,
kämpften in der letzten Legislatur für eine grüne, of-
fene und solidarische Schweiz. Das ist auch in der
nächsten Legislatur dringend nötig. Motiviert steigen
sie in den Wahlkampf für die Nationalratswahlen vom
18. Oktober.

Positiv begann die Diskussion zur Energiewende, die
von der grossen Mehrheit der Parteien unterstützt
wurde. Heute aber ist weder der Atomausstieg be-
schlossen, noch gilt ein klares Abschaltdatum für
AKWs. 

Das Referendum gegen einen zweiten Gotthardstras-
sentunnel steht. Nächstes Jahr stimmen wir darüber
ab, ob noch mehr Autoverkehr durch die Schweiz brau-
sen soll oder nicht. 
        In der Frühlingssession 2015 hat die Debatte zum
Nachrichtendienstgesetz begonnen. Die Grünen waren
die einzige Partei, die sich von Anfang an gegen das Ge-
setz gestellt hat. Eine offene Gesellschaft wird nicht
totalüberwacht – das muss so bleiben. Die Grund-
rechte kommen immer mehr in Bedrängnis, die Grünen
kämpfen gegen deren Einschränkung und immer re-
pressivere Massnahmen.
        Auch bei der Vereinbarkeit von Beruf und Familie
sowie der Lohngleichheit zwischen Frauen und Män-
nern hinkt die Schweiz arg hinerher. Wir setzen uns
nach wie vor dafür ein, dies endlich zu ändern – die
Rechte von LGBTI1 sind für uns selbstverständlich Teil
dieses politischen Kampfes. 
        Weltweit sind so viele Flüchtlinge unterwegs, wie
seit dem ersten Weltkrieg nicht mehr und die Schweiz
nimmt lediglich 3000 syrische Flüchtlinge auf. Wir
kämpfen weiterhin für eine solidarische Flüchtlingspo-
litik und gegen Asylgesetzverschärfungen. 
        Die ökologisch-soziale Kraft der Grünen braucht 
es im Parlament dringend: Wir versuchen jenen eine
Stimme zu geben, die selten gehört werden und beob-
achten mit Argusaugen, was die bürgerliche Mehrheit
verhandelt. Auch in Zukunft stehen wir konsequent für
Grundrechte, Solidarität und Gleichstellung ein!

Aline Trede, Nationalrätin, und Regula Rytz, 
Co-Präsidentin Grüne Schweiz, Nationalrätin
1 lesbische, schwule, bisexuelle, transgender und intersexuelle
Menschen

Grün – offen – solidarisch –
konsequent   

«Dr nöi Breitsch» – 
JA zu mehr Platz für alle! 

STAND

2013 hat der Grosse Rat einen massiven Abbau bei
den Prämienverbilligungen für die Krankenkassen be-
schlossen – dies obwohl Bern schon zuvor so wenig
Geld für die Prämienverbilligungen zur Verfügung
stellte, wie kein anderer Kanton. Mit einer Initiative
wollen die Grünen den sozialpolitisch verheerenden
Abbau rückgängig machen.

Die Gesundheitskosten und die Krankenkassenprä-
mien sind gemäss der Umfrage «Pulsmesser 2015»
des Konsumentenforums auch in diesem Jahr die
grösste Sorge der Bevölkerung. Der Kanton Bern
nimmt hier in mehrerlei Hinsicht einen unrühmli-
chen Spitzenplatz ein: Einerseits gehört Bern zu den
fünf Kantonen mit den höchsten Durchschnittsprä-
mien für die obligatorische Krankenpflegeversiche-
rung. Gleichzeitig stellt kein anderer Kanton so
wenig Geld für die Prämienverbilligungen zur Verfü-
gung. Dessen ungeachtet hat der Grosse Rat im Jahr
2013 einen beispiellosen Abbau bei den Prämien-
verbilligungen beschlossen. Heute wissen wir, dass

2014 mit 52 Millionen Franken sogar mehr als dop-
pelt so viel gespart wurde, wie vom Grossen Rat be-
schlossen.

Für die Zehntausenden von Betroffenen, gerade
Personen im unteren Mittelstand, Familien und Stu-
dierende, ist dieser Abbau verheerend. Wenn im so-
wieso knappen Haushaltsbudget einer Familie mo-
natlich 500 Franken fehlen, kann dies den Gang zur
Sozialhilfe unumgänglich machen.

Um den unsozialen Abbau rückgängig zu ma-
chen, haben die Grünen im März gemeinsam mit wei-
teren Organisationen die Initiative «Ja zu den be-
währten Prämienverbilligungen» lanciert. Mit der
Initiative können wir die beschlossene unsoziale
«Sparmassnahme» rückgängig machen und die An-
zahl der ausgerichteten Prämienverbilligungen so-
wie deren Höhe im Gesetz verankern.

Regula Tschanz, GB-Stadträtin, 
Geschäftsführerin Grüne Kanton Bern

Ja zu den bewährten 
Prämienverbilligungen

«2007 war ich als Quartierver-
treter am Wettbewerb zum
Breitschplatz beteiligt, später
für den VCS an den Workshops
zur Moserstrasse. Beide Prozesse
führten zu guten Kompromissen
zwischen den verschiedenen An-
liegen. Wir sind für menschen-
freundliche Strassen und Plätze
– nicht nur im Breitsch, sondern
auch beim Burgernziel oder 
Eigerplatz. Jetzt aber JA zum
‘nöie Breitsch’»
Hannes Meuli, GB-Mitglied

«Bern gehört zu den Kantonen
mit den höchsten Durch-
schnittsprämien für die Kran-
kenkasse – und trotzdem
knausert der Kanton Bern bei
den Prämienverbilligungen wie
kein anderer. Unterschreiben Sie
jetzt die Initiative ‘Ja zu den be-
währten Prämienverbilligungen’
(praemienverbilligungen.be)
und setzen Sie ein Zeichen
gegen den unsozialen Abbau.»

Regula Tschanz, GB-Stadträtin 
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Stadt
� Reglement über die politische Partizipation 
von Ausländerinnen und Ausländern 
(Partizipationsreglement) JA
� Gesamtsanierung  Volksschule Wankdorf, 
Gebäude Morgartenstr. 2C: Baukredit JA
� Leistungsverträge mit 3 Kulturinstitutio-
nen 2016 bis 2019: Verpflichtungskredite JA
� Gesamtprojekt «Dr nöi Breitsch»: 
Ausführungskredit JA

National
� Änderung der Verfassungsbestimmung zur 
Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie 
im Humanbereich JA
� Volksinitiative «Stipendieninitiative» JA
� Volksinitiative «Millionen-Erbschaften 
besteuern für unsere AHV (Erbschafts-
steuerreform)» JA
� Änderung des Bundesgesetzes über 
Radio und Fernsehen JA

Die Grünen haben massgeblich
zum Abstimmungserfolg gegen
den Kauf von neuen Kampfflug-
zeugen beigetragen – Regula Rytz
und Aline Trede bei ihrem Einsatz
gegen den Gripen.

Abstimmungen vom 14. Juni 2015

STAND



MITTEL

Wir empfehlen ein JA zum Partizipationsreglement 
Facts-Box
In der Stadt Bern entscheiden 

die Stimmbürgerinnen und Stimm -

bürger am 14. Juni 2015 darüber,

ob sie den in der Stadt Bern nieder-

gelassenen Ausländerinnen und

Ausländern ein politisches Mit -

wirkungsrecht einräumen wollen

oder nicht. 

Das neue Partizipationsreglement

will die Ausländermotion einfüh-

ren: 200 Menschen ohne Schweizer

Pass können einen gemeinsamen

Vorstoss zuhanden der städtischen

Behörden einreichen und diesen

auch vor dem Stadtrat vertreten.

Allfällige Entscheide fällt aber 

der Stadtrat oder die Stimmbe -

völkerung. 

Während die Schweizer Stimm -

berechtigten mehrmals im Jahr zu

politischen Fragen Stellung be -

ziehen können, bleibt der ausländi-

schen Bevölkerung in der Schweiz

jede politische Beteiligung ver-

wehrt. Damit können in der Stadt

Bern 23,8 Prozent der Wohnbe -

völkerung keinen Einfluss auf die

politischen Prozesse nehmen, ob-

wohl sie mit ihren Steuern und 

Sozialabgaben wesentlich zum

Wohlstand der Stadt beitragen.

Das Partizipationsreglement wird

es der ausländischen Wohnbe -

völkerung in der Stadt Bern ermög-

lichen, politische Verantwortung

zu übernehmen. Dies fördert das

Engagement der Betroffenen. So

können AusländerInnen in das poli-

tische Geschehen eingebunden und

Integration kann gelebt werden. 

Wird das Partizipationsreglement

angenommen, lässt sich endlich ein

Teilziel in Bezug auf mehr Chancen-

gleichheit für AusländerInnen 

realisieren. 
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� Setz dich für das Parti-
zipationsreglement ein!
Unter info@gbbern.ch 
können Abstimmungsflyer
bestellt werden. Ebenso
kannst du dich dort über die
nächsten Verteilaktionen in-
formieren und deine Mithilfe
anmelden. Deine Unter-
stützung für mehr Mitspra-
che unabhängig von Herkunft
und Nationalität zählt!

AKTIONS

Joy Matter
Alt-Gemeinderätin der Stadt
Bern und ehemalige Präsi-
dentin der Stiftung Gertrud
Kurz

«Partizipation bedeutet,
dass wir unser Interesse 
äussern und am politischen
und gesellschaftlichen Leben
teilnehmen können. Unser
Interesse wollen wir äussern,
wenn uns unsere Umgebung
etwas angeht. Tragen wir
dazu bei, dass auch Auslän-
derinnen und Ausländer ihr
Interesse im politischen 
Prozess äussern können:
stimmen wir JA zum Partizi-
pationsreglement.» 

Franziska Teuscher
Gemeinderätin Grünes 
Bündnis

«Ich bin für mehr Mitspra-
che für Migrantinnen und
Migranten. Denn wer dauer-
haft hier lebt, ist Teil unse-
rer Gesellschaft und soll sich
auch politisch einbringen
können. Deshalb stimme ich
am 14. Juni 2015 JA zum Par-
tizipationsreglement.»

Emine Sariaslan
Präsidentin FIMM-Schweiz

«Ich bin für mehr Mitspra-
che für Migrantinnen und
Migranten, weil diese die 
Integration fördert. Eine er-
folgreiche Integration wird
nicht durch Zwang oder
Sanktionspolitik herbeige-
führt, sondern durch die 
gesellschaftliche Teilnahme
aller Gesellschaftsmitglie-
der ermöglicht.»

Therese Frösch 
Ehemalige Nationalrätin
Grüne, Präsidentin Nationa-
les Forum Alter und Migra-
tion, CO-Präsidentin SKOS

«Viele der heute älteren Mi-
grantinnen und Migranten
waren als Arbeitskräfte will-
kommen, als Mitbürger-
innen und Mitbürger mit
gleichen Rechten jedoch
nicht. Sie leisteten unter oft
schwierigen Arbeitsbeding-
ungen einen unverzicht-
baren Beitrag zur wirtschaft-
lichen und kulturellen Ent-
wicklung unseres Landes.
Ihre gesellschaftliche Parti-
zipation hingegen war nicht
gefragt. Eine eigentliche
Wiedergutmachung kommt
zu spät. Was wir aber tun
können, ist für diese Genera-
tion Migrantinnen und Mi-
granten zumindest Partizi-
pationsmöglichkeiten im
Alter zu schaffen.»

Sandra Künzi
Autorin

«Bern braucht Bewohner
und Bewohnerinnen, die sich
für ihre Stadt engagieren!
Deshalb JA zum Motions-
recht für Ausländer und 
Ausländerinnen! Es ist ohne-
hin nur ein kleines Recht, 
leider nicht vergleichbar mit
dem Stimm- und Wahlrecht
der Schweizerinnen und 
Schweizer...»

Greis
Musiker

«Gleiche Rechte für gleiche
Pflichten. Wer in diesem
Land Steuern zahlt, soll auch
mitreden können.»

Hasim Sancar
Grossrat Grüne

«Eine Demokratie muss auch
ihrer Migrationsbevölkerung
Partizipationsmöglichkeiten
anbieten: JA zum Parti-
zipationsreglement am 14.
Juni 2015, damit die 23,8
Prozent der Wohnbevölke-
rung ohne Stimm- und Wahl-
recht in unsere demokra  ti-
schen Prozesse einbezogen
werden.»

Simon Röthlisberger
Experte für Migrationsfragen

«Wer in der Politik mitwirkt,
übernimmt Verantwortung.
Wer Verantwortung über-
nimmt, ist Teil der Gesell-
schaft. Deshalb fördert das
Partizipationsreglement den
Zusammenhalt der Gesell-
schaft und die Integration
der Bevölkerung ohne
Schweizer Pass.»



BERN

Am 14. Juni können die Stimmberechtigten über drei
Kulturleistungsverträge abstimmen – dieses Jahr
unter neuen Vorzeichen. Das GB sagt JA zu den Sub-
ventionen. 

Dank des neuen Kulturförderungsgesetzes werden ab
2016 in der Stadt Bern neun Kulturinstitutionen ge-

meinsam von Stadt, Kanton und Regionsgemeinden 
finanziert und 12 von der Stadt alleine. Die klare Auf-
teilung der Finanzierung zwischen den Gemeinden ist
zu begrüssen. Wir freuen uns aber nicht aus spartech-
nischen Gründen darüber, sondern weil der Gemeinde-

rat beabsichtigt, einen Teil der dadurch frei werdenden
Mittel von 1.4 Mio. zur Unterstützung des zeitgenös-
sischen Kulturschaffens zu verwenden. 
        Zur Abstimmung stehen nun die Beiträge ans Kon-
zert Theater Bern (KTB), das Historische Museum und
die Kornhausbibliotheken. Alle drei Institutionen lie-
fern einen wichtigen Beitrag zur Berner Kulturszene,
zur Kulturvermittlung und Wissensproduktion. Wir
unterstützen dies im Grundsatz und sagen deshalb JA
zu dieser Vorlage.
        KTB erhält mit einer Erhöhung der Mittel am mei-
sten neue Gelder. Diese Subventionen unterstützen
wir zwar – allerdings nicht vorbehaltlos: Wir finden es
richtig, dass ein Teil der Gelder dazu gebraucht wird,
die Lohnunterschiede zwischen den Angehörigen des
Symphonieorchesters und jenen von Schauspiel- und
Opernensemble zu beheben, halten jedoch die ge-
samte Erhöhung für zu hoch. Insbesondere weil KTB
durchaus Möglichkeiten hätte, Subventionen für zu-
sätzliche Vermittlungsangebote von anderswo zu er-
halten. 
        Eine Verlagerung dieser Beiträge käme auch klei-
neren Institutionen und der freien Szene zugute. Des-
halb ist es nach wie vor zentral, dass die Stadt endlich
die Grundlagen einer Kulturstrategie erarbeitet, wie
wir sie in der GB/JA!-Motion bereits 2012 verlangt
haben. Vielfältige kulturelle AkteurInnen sollen darin
einbezogen werden. Die Diskussionen um unsere Kul-
turstrategie-Motion sind nun angelaufen und wir
sind gespannt auf die Resultate, die sich daraus er-
geben.

Leena Schmitter, GB-Stadträtin, 
Co-Fraktionspräsidentin GB/JA!

«Ja, aber...» zu den 
Kulturleistungsverträgen

SICHT

Bildung, Dialog und Richtlinien
für das Wohl der Schwachen

Therese Frösch war 1993–
2004 GB-Gemeinderätin in
Bern und sass 2003–2011
im Nationalrat. Seit Mai
2014 teilt sie mit Felix
Wolffers das Co-Präsidium
der Schweizerischen Kon-
ferenz für Sozialhilfe
(SKOS).
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Das Gestern im Spiegel der 
Gegenwart. Für eine klare und
vielschichtige Reflexion der 
Geschichte braucht auch das
Historische Museum Sub-
ventionen.

Vorstösse/Erfolge    
GB-Vorstosspaket Mahlzeiten
� Berner Kinder sollen erfahren, wie und unter wel-
chen Bedingungen Menschen Nahrungsmittel produ-
zieren und Mahlzeiten zubereiten. Auch wenn eigene
Produktionsküchen nicht überall sinnvoll oder mög-
lich sind, muss dem Ziel einer lokalen, saisonalen und
nachhaltigen Mahlzeitenproduktion Rechnung getra-
gen werden. 
Die Fraktion GB/JA! forderte deshalb mit einem Vor-
stosspaket Rahmenbedingungen, die sozialen, nach-
haltigen und pädagogischen Kriterien gerecht

werden: Unternehmen, die Mahlzeiten an Kitas und
Tagesschulen liefern, müssen einen Beitrag zur Ar-
beitsintegration leisten. In der Mahlzeitenproduk-
tion sollen regionale Produkte verwendet werden – 
z. B. durch eine Genossenschaft nach dem Vorbild der
Lausanner «Plateforme bio». Pro Schulkreis soll min-
destens eine professionelle Produktionsküche ge-
führt werden und der pädagogische Auftrag der
Stadt Bern an die Kitas soll die Sensibilisierung der
Kinder für Fragen rund ums Essen beinhalten. 
Regula Bühlmann, GB-Stadträtin

Therese Frösch, du bist Co-Präsidentin der Schweize-
rischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS). Was ist die
SKOS und was macht sie?
� Die SKOS wurde 1905 gegründet, um die Armenun-
terstützung zu vereinheitlichen. Heute hat die SKOS
900 Mitglieder, inklusive aller Kantone und vieler Ge-
meinden. Die SKOS ist ein Verein ohne Macht und ein 

Kompetenzzentrum, welches Richtlinien im Bereich
der Sozialhilfe erarbeitet. Diese erhalten aber erst
Gültigkeit, wenn sie in Kantons- oder Gemeindege-
setzen und Verordnungen festgeschrieben werden.
Man könnte also sagen, die SKOS fungiere als Ersatz
für das fehlende eidgenössische Rahmengesetz für
die Sozialhilfe.

Die Kosten für die Sozialhilfe sind in den letzten Jah-
ren kontinuierlich gestiegen, sind generell mehr Leute
von der Armut betroffen? 
� Nein, die Sozialhilfequote ist konstant geblieben,
die Leute bleiben aber länger in der Sozialhilfe, die
Dossiers werden aussichtsloser und komplexer. Ko-
stentreibend ist zum einen der Abbau der vorgelager-
ten Sozialsysteme wie IV und ALV, aber auch die stei-
genden Mieten und Krankenkassenprämien. Zudem
nehmen die sozialen Risiken zu; so führt z. B. die stei-
gende Scheidungsrate zu mehr alleinerziehenden Per-
sonen.

KlientInnen der Sozialhilfe sind oft seit längerer Zeit
arbeitslos, da es zu wenig Firmen gibt, die Leute mit
geringer Bildung oder eingeschränkter Leistung an-
stellen. Was braucht es, damit die Wirtschaft mehr so-
ziale Verantwortung übernimmt?
� Damit die Wirtschaft in die Verantwortung genom-
men werden kann, braucht es eine breit angelegte Kam-
pagne vom Bund und einen intensiven Dialog. Der
Bund sollte Pilotprojekte initiieren, und auch Bildungs-
fonds können einspringen, um Kosten zu übernehmen.
Teillohnprojekte, d. h. Projekte, bei denen die Sozial-
hilfe einen Teil der Lohnkosten übernimmt, können An-
reize schaffen, Langzeitarbeitslosen eine Chance zu
geben. Daneben braucht es ein gutes Coaching, damit
die Integration in den ersten Arbeitsmarkt funktionie-
ren kann.     

Knapp 60 Prozent der SozialhilfebezügerInnen haben
keine abgeschlossene Berufsbildung. Wie kann man
ihnen Zugang zu Bildung verschaffen?
� Hier ist eine Bildungsoffensive und angewandte,
praxisnahe Forschung nötig, welche Lösungsansätze
aufzeigt. Auch die Fachkräfteinitiative hat das Poten-
tial mehr Bildung für ausbildungslose Personen bereit-
zustellen: z. B. kann im Bereich Pflege mit relativ
kurzen Ausbildungen ein Abschluss erlangt werden
(FAGE). Wichtig wären auch Stipendien für Erwach-
sene, die eine Lehre oder Anlehre machen wollen. 

Was kann eine Stadt wie Bern machen, damit länger-
fristig möglichst wenige Leute auf die Sozialhilfe an-
gewiesen sind? 
� Bern macht bereist sehr viel, folgende Bereiche dür-
fen aber weiterhin nicht aus den Augen gelassen wer-
den: 1. Alleinerziehende haben ein grosses Armuts-
risiko. Damit sie Arbeit und Familie unter einen Hut
bringen können, sind gute Kinderbereuungsangebote
unabdingbar. 2. In der Stadt braucht es günstigen
Wohnraum. 3. Die Prämienverbilligungen bei den Kran-
kenkassen dürfen nicht gekürzt werden, hier muss
sich die Stadt auch beim Kanton stark machen. 4. Es
braucht Arbeitsintegrationsprogramme im Stil von
BIAS , wo die Stadt zum Glück in die vom Kanton zu-
rückgelassene Lücke gesprungen ist. 5. «Work fair» –
bei Beschäftigungsprogrammen muss man sich der
Gratwanderung zwischen menschenwürdig und Drecks-
arbeit stets bewusst sein und die Fähigkeiten der Be-
schäftigten so gut wie möglich einbeziehen.
Interview: Katharina Gallizzi, GB-Stadträtin



TREFF

Veranstaltungen Arbeitsgruppen
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� Samstag, 30. Mai (genauere Infos zu Zeit, Ort und
Programm in Kürze auf gbbern.ch)
Fest der JA! zum Partizipationsreglement! Gleiche
Rechte für alle!
Am 30. Mai fordert die JA! mit einem Fest gleiche
Rechte für alle und will ein sichtbares Zeichen für
ein JA zum Partizipationsreglement setzten. Für ku-
linarisches und musikalisches Wohl wird gesorgt –
kommt vorbei!

� Donnerstag, 28. Mai, 19.30 – 21.15 Uhr, 
Hotel Bern, Zeughausgasse 9
Grundrechte und Demokratie
Die nationalkonservative Rechte spielt Menschen-
rechte und demokratische Volksrechte systematisch
gegeneinander aus. Das löst Irritationen gerade auch
auf der linken Seite aus. Besteht zwischen Volksrech-
ten und Grundrechten tatsächlich ein grundlegendes
Spannungsverhältnis? Mit Magda Zihlmann, Rechts-
anwältin/Migrationsrechtsspezialistin, Viktor 
Györffy, Rechtsanwalt/Präsident Grundrechte.ch
und Stephan Bernard, Rechtsanwalt mit strafrecht-
lichem Schwerpunkt.

Interna
� Die nächste Mitgliederversammlung findet am
Mittwoch, 10. Juni an der Güterstrasse 8 in der 
Zwischennutzung der Genossenschaft Warmbächli
statt.
� Nach der übernächsten Mitgliederversammlung
vom 19. August wird eine öffentliche Veranstaltung
zur SKOS durchgeführt. Save the date!

Sekretariat
Grünes Bündnis Stadt Bern
Neubrückstrasse 17, 3012 Bern,
Postfach 6411, 3001 Bern, Tel. 031 301 82 09,
info@gbbern, www.gbbern.ch 
Grünes Bündnis Stadt Bern auf Facebook: 
www.facebook.com/GruenesBuendnisBern
PC-Konto: 30-37923-6. Merci!

� Frauenpolitik
Kontakt: regula_buehlmann@bluewin.ch    

� Ökologie 
Kontakt: fragroba@gmx.ch 

� Internationales und Migration 
Kontakt: asancar@bluewin.ch

� Wirtschaft 
Kontakt: sekretariat@gruenebern.ch 

� Bildungs- und Kulturpolitik
Kontakt: regula.nyffeler@bluewin.ch

� AG macht 
Kontakt: anne.wegmueller@gmail.com

� Leitender Ausschuss 
27. Mai, Kontakt: info@gbbern.ch 

3000 Kinder und Erwachsene beziehen Feld 1, die
grösste Neubausiedlung der Schweiz, die auf dem
ökologischen Fussabdruck von 1 Planeten lebt. Mit
Innovation schafft die Siedlung den ökologischen
Turnaround: minimaler CO2-Ausstoss, Ressourcen-
kreisläufe, sanfte Mobilität dank Tram und Velobah-
nen, Nahrungsmittel aus der Region. Früher betrug
der ökologische Fussabdruck 2,82 Erden. Im Herbst
2019 – kurz nach der Stilllegung des AKWs Mühle-
berg – gab es ein knappes JA zum Gegenvorschlag
«Grüne Wirtschaft». Heute freut sich die Grüne
Stadtpräsidentin: «Dank dem Innovationsgeist der
Stadt Bern im Jahr 2015 beweist Feld 1, dass eine
grüne Wirtschaft möglich ist und sich lohnt. Und
persönlich freut es mich besonders, dass 500 Fami-

lien zurück in die Stadt gezogen sind.» 
Heute schaffen kleine Gewerbebetriebe, Startups im
Bereich Recycling und Spin-Ups der Fachhochschule
Innovation und Arbeitsplätze. Und durch den weisen
Entscheid, den Wohnungsbau zu 100 Prozent in die
Hand erfahrener Wohnbaugenossenschaften zu le-
gen, sind bezahlbare Wohnungen für Familien, Sin-
gles, Wohngemeinschaften für Junge und Alte, er-
gänzt durch Satellitenwohnungen entstanden. Zum
Standard gehören neben mehreren Kitas auch eine
Ganztagesschule, eine Réception mit Serviceange-
bot dank Nachbarschaftshilfe, sowie ein Gästehaus.
Selbstverständlich sind auch Repair-Cafés dabei. 
Utopie? Nein, aber die mögliche Zukunft im Nord-
osten der Länggasse auf dem einstigen Viererfeld.

SCHLUSS

Natalie Imboden, Grossrätin Grüne,
Co-Präsidentin Grüne Kanton Bern
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